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DieAbgabenteilungunddieGemeindeWienDerWienerStadtsenathielt heu -e golgendes:Esist ganzselbstverständlich,dassderWienerGemeinderat
te gemeinsammitdemstädtischenFinanzausschusseineSitzungab,inderrechtzeitigGelegenheiterhaltenwird ,sichmiteinersolebensentschei-¬

StadtratBreitnerdieGeneraldebattezumVoranschlag1929ein,überdessenernichtgeschehen,weilerstvolleKlarheaterlangtwerdenmusste,wie
Ziffern wir bereits eingehend berichtet haben Der Finanzfeferent betonte
eindringäichst,dassalleAufstellungenüberdenHaufengeworfenwerdenSrosseigentlichdieSummeist ,umdieessichhandelt.Diebisherstatt-¬
würden ,wenndie PlänederRegierungin Bezugaufdie Abgabenteilungund
eineReiheandererGesetze,dieeineschwerefranzielleEinbussefürWien
bedeuton,Verwirkclichungfindensollten .DannhättedieGemeindemiteinemmelchedieAbgabenertragsantile WienszugunstenderLändergekürstEntgangvonrundvierzigMillionerSchillingzurechnenundeswürdenal¬
le Aufstellungenvollkommenhinfälligseinunddie schwerstenFolgensich
ergeben.EsmussteaberselbstverständlichaufGrunddergegenwärtiggel -nonSchillingausmacheDanebenlaufedieAenderungdesKrankenanstaltetendenGesetzeaufgefasstwerden,unddieGemeindeverwaltunghoffeauch
zuversichtlich,dassesihrgelingenwerde ,diesenverhängnisvollenAn¬

sichin seinerRedehauptsächlichmitdiesemTeilederAusführungendes
Finanzreferentenundführteaus :SeitMonatenzeiehnsichdieVerhandlun¬
genüberdieAbgabenteilunghinundderWienerGemeinderatwurdebisheu¬

denErnstderBehandlungdieserFragenichtglauben ,weshalbsichauchdie
Oppositionvollständigfreie HandvorbehältFürdie MehrheitderWiener
Stadtverwaltungist dieFragederAbgabenteilungeinereineParteifrage
undaucheineagitaterischeSacheDieFragederAbgabenteilungistIhnen
parteipolitischundfinanzpolitischwillkommen.Wirsindunsdessenbe¬
wusstdass die Abgabenteilungeine ernste Sacheist ,eineAngelegenheit ,

diedenWienerGemeinderatunddieganzeWienerBevölkerunginteressierenschengeöffnetwerden,dassderSchadenebensogutdoppeltsohochund
mussDieFragederAbgabenteilungmussvoneinemhohenStandpunktaus
überprüftwerdenDasWohlWiensist geknüpftandasGedeihenderührigenunforöffnet ,ja geradezuzusolchenanzeizt .AuchbaidemKranken-¬
BundesländerGewisseausserordentlicheAufwendungenderLänderdienenam
InteresseWiens.Esist fürWiennichtgleichgültig ,welchegesundheitlinen
Verhältnisse in den Ländernherrschenundwasauf demGebietedesStras .
senwesensgeleistetwird ;derWienerwald,dasErholungsgebietfürdiebrei¬
ten Massender WienerBevölkerungdient mehrdenInteressenWiens ,als
demLandeNiederösterreichEsist dieFragezuerwägen,obnichtdoch
dasgegenwärtigeVerhältnisin derAbgabenteilungüberprüftwerdensoll-¬
Siesagen ,derBundsoll denLändernhelfen ,Soliegendie Dingenicht .Wir
könnendiesedemagogischeAufzäumungderFragederAbgabenteilungnicht
billigenEsmussInteressegegenInteressegeprüftwerdenNachIhrer
AuffassungsolldieVerminderungderErtragsanteilefürWiendurchSteu¬
erhöhungenwettgemachtwerden ,obwohlimVoranschlagselbsst sichMöglich¬

mi ' 5MillionenSchillingeingestellt ;ihre Tätigkeithat nochnicht
denBeweiserbracht ,derihreNotwendigkeitbestätigt .DieAgendender
StrassenpolizeihabenderGemeindeWienbisherkeineAusgabenverursacht.
Die Aufstellungeiner städtischen Strassenpolizei ist aber mitgewaltigen

Ausgabenverbunden,fürderenEventuelitätjedochimBudgetnichtvorge-¬
sorgt ist DerRednerweist dannnochauf die Theaterpolizei hin under¬
klärt ,dassdieGemeindeauchnachdenStaatstheaterngreifenwill ,umsie
zustädtischenTheaternumzuwandeln.WennalsoeineBedeckungfürdenAus-¬
fall gesuchtwird ,soist sie gegeben,WirsindauchderMeinung,dassder
Wohnhausbau aus Anleihemitteln bestritten werden sollIn diesem Budget
habenSiefürdenWohnungsbau76MillionenSchillingeingestellt .Wirsind

wäredieVerzinsungeinergewaltigenAnleiheEswäredanngleichmöglich ,wesenwäre ,dannwürdemehrals diegesamteWohnbausteuerfür dieVer-¬
eineSummevonvierzigMillionenSchillingimBudgetfreizubekommenfür
denAusfallanAbgabenetragsanteilen .StadtratBreitnerhatdurchseine
MitteilungüberdieeventuellenSteuerethöhungendasWirtschaftsleben
schwerbeunruhigtundauchimNationalratmachtsichschoneinstarker

WiderstandgegendieVermehrungdersozialpolitischenLastengeltend.Es
ist sehrzubedauern,dasssichderFinanzreferentin derFragederAbga¬
benteilungfürseineMitteilungendasPodiumderVersemmlungenausgesucht
hat .StadtratKanschakersuchtschliesslichumMitteilungenüberdenStand
derVerhandlungenüberdieAbgabenteilung,StadtratBreitnererwiderteda¬

zunächstderRechnungsabschluss1927verabschiedetwurde.Sodannleitetedendentief einschneidendenAngelegenheitzubefassen.Esist deshalbbis¬

gefundenenzweiBesprechungenmitdemFinanzministerhabenebendieser
Fragegegolten .In der ersten Sitzunghat der Bübgermeisterdaraufver-¬
wiesen,dassessichjanichtalleinumdie23MillionenSchillinghandle,
werdensollen .Dazukommtnochdie HerabminderungjenerVergütung ,die
WienfürdieEinhebungderBundessteuernerhält ,wasweitere' 8Millio-¬

gesetzesundeinGesetzentwurfderRegierung,durchdendieFürsorgeab¬
gabefürgewisseKategosien,wieVerwaltungsräte,stilleGesellschafter

schlagaufWienschliesslichdochabzuwehren.StadtratKunschakbefassteit Fixbezügenundsoweiter ,abgeschafftwerdensoll . IndiesenGebiet
gehörtauchdieAbsicht,dieAutomobilsteuerdurcheineBenzinsteuerzu
ersetzen .EswurdedasVerlangengestellt ,derFinanzminister,mögezu¬

teüberdenStandderVerhandlungennichtinformiert.Ichkanndaberannächstangeben,wiehochdieGesamteinbusseWiensausschaue.IneinerZu-¬schrifthatderHerrFinanzministerselbsteineSummevonmehrals34
MillionenSchillingalsdieseKürzungWiensgenannt,InderzweitenSit¬
zungwurdedemFinanzministereineGegenaufstellungübergeben,inder
mitallenEinzelheitennachgewiesenwird,dassseineRechnungnichtstimmt
AlsFolgedesEingriffesindasFürsorgeabgabegesetzergibtsichnicht
einEntgangvon500. 000Schilling ,sondernvonmindestens' 4Millionen
Schilling .Dabeimussaberberücksichtigtwerden,dassdadurchsoviele

nochmehrseinkann ,weildiegeplanteAenderungUmgehungenallerArt

arstaltengesetzist die BeeinträchtigungWiensgrösser ,wozunochkommt
dassdieVerpflegskostenüberhauptimAnsteigensind ,alsoweitereBe¬
lastungensichergebenwerden.Eskannals durchausfeststehendange¬
gebenwerden,undbeinhaltetgarkeineUebertreibung,dassdurchdie
verschiedenenMassnahmenWienzumindestvierzigMillionenSchillingent¬
zogenwerdensollen .Dabeiist dieWegnahmedersehrentwicklungsfä¬
higenBenzinsteuernochgarnichttaxiert.Esistganzselbstverständ¬
lich ,wenndieWienerBevölkerungangesichtsdersichergebendenFolgen
in grösste BesorgnisundAufregunggerät .Manbrauchtdemgegenübernur
dieGesamtpostfürdieWienerGemeindewachevon' 8MillionenSchilling
zustellenundwirsehen,dassselbstmitdervölligenStreichungdieser
BudgetpostgarnichtserreichtwerdenkannUnrichtigist es ,dassdie

keitenergeben,fürdenAusfallBedeckungzufinden .DieGemeindewacheist BesorgungderVerkehrspolizeineueAusgabenbewirkenwürde.DieserDienst
kann ,wasbereitszweifellosethobenwurde,mitdemsystemisiertenStand
von1000MannGemeindewachevolkkommenklaglosbesorgtwerden ,Wenndie
Gemeindeirgendeinmal,alsmanvonihrbesondereZuschüssefürdieBun¬
destheaterverlangte,darauferwiderte,dassindiesemFalleauchdieVer-¬
waltungansieübergehenmüsse,soist dasdochniemalszueinerBudget-¬
postgewordenunddarankannalsonichtsweggestrichenunderspartwer¬
den .GegenüberdementscheidendenHinweisdesStadtratesKunschak,die
GemeindemögedenWohnbauausAnleihenbestreiten,seifolgendeszusa-¬
gen:Seit. Jänner1924bisEndediesesJahreswirddieAusgabederGe-¬meindefürWohnhausbautenunddazugehörigeGrunderwerbungenrund500

beiderStabilisierungderAusgabenfürdenWohnungsbauangelangt,eskannMillionenSchillingbetragen.Niemalswäreesmöglichgewesen,eineAnlei-¬
deshalbdieFrageeinerWohnbauanleiheüberprüftwerden;dieWohnbaustene:BeindieserHöhefürdiedenKapitalistenalsgänzlichunproduktiver-¬scheinendenWohnhausbautenzuerlangen.AberwennessogarderFallge¬

zinsungundTilgunggebundensein . DieVerwaltungwürdeabenjetztvor
derNotwendigkeitstehen ,einezweiteWohnhausanleihevonrund500Mil-¬
lionenSchillingfürdienächstenfünfJahreaufzunehmen.Daswärealso
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